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Schriftliche Anfrage

der Abgeordneten Danny Freymark (CDU) und Prof. Dr. Martin Pätzold (CDU)

vom 25. März 2024 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 26. März 2024)

zum Thema:
Planung für den Modularen Ergänzungsbau (MEB) an der Oberseeschule
transparent machen

und Antwort vom 10. April 2024 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 12. April 2024)



Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie

Herrn Abgeordneten Danny Freymark und

Herrn Abgeordneten Prof. Dr. Martin Pätzold (CDU)

über

die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

Antwort

auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/18712

vom 25. März 2024

über Planung für den Modularen Ergänzungsbau (MEB) an der Oberseeschule

transparent machen

________________________________________________________________________________

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung der Verwaltung:

Gemäß § 109 Schulgesetz für das Land Berlin (SchulG) obliegt es den bezirklichen

Schulträgern, die äußeren Rahmenbedingungen für das Lehren und Lernen in der Schule

zu schaffen. Dies beinhaltet den Bau, die Ausstattung und die Unterhaltung der

Schulstandorte sowie die Einrichtung von Klassen.

Die Schriftliche Anfrage betrifft zum Teil Sachverhalte, die der Senat nicht aus eigener

Zuständigkeit und Kenntnis beantworten kann. Er ist gleichwohl um eine sachgerechte

Antwort bemüht und hat daher das Bezirksamt Lichtenberg um Zulieferung gebeten, die

bei der nachfolgenden Beantwortung berücksichtigt ist. Sie wird in der Antwort an den

entsprechend gekennzeichneten Stellen wiedergegeben.
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1. Wie sieht nunmehr der aktuelle Zeitplan zur Errichtung eines MEB an der Oberseeschule in

Hohenschönhausen aus?

Zu 1.: Nach Eingang der Zustimmung zur Errichtung des Ergänzungsbaus im

Februar 2024 wird derzeit der Terminplan des Bauprogramms HOMEB durch den

Generalunternehmer geprüft und ggf. baulogistisch, unter Berücksichtigung anderer

HOMEB-Standorte, optimiert. Im Anschluss an die Baufeldfreimachung erfolgt der

Rohbau für die Bodenplatte. Die Errichtung des Gebäudes ist für

Ende 2024/Anfang 2025 avisiert.

2. Wieviel Zeit ist zwischen der erfolgten Baumfällung und dem ersten Spatenstich eingeplant?

Zu 2.: Im Anschluss an die im 2. Quartal 2024 beginnende Baufeldfreimachung erfolgen

die Herstellung der Bodenplatte sowie die technischen Außenanlagen.

3. Wann wird/soll die Schule ans Netz gehen?

Zu 3.: Der Ergänzungsbau soll der Schule voraussichtlich zum Schuljahr 2025/2026 zur

Verfügung stehen.

4. Wie viele Schüler in wie vielen Klassen werden im ersten Jahr aufgenommen? Wie viele Schüler in wie

vielen Klassen im zweiten Jahr?

Zu 4.: „Die Schulentwicklungsplanung ist grundsätzlich ein dauerhaft dynamischer

Prozess. Die Aufnahme von Schülerinnen und Schülern ist abhängig vom

Einschulungsbereich, der entsprechend der Entwicklung der Schulplanungsregion

angepasst werden muss.“

5. Wie sieht der zeitliche Ablauf für die Fläche aus, die der Schule gegenüberliegt (ehemaliges
Hortgrundstück), die für eine Sporthalle genutzt werden soll?

7. Ist die neue Sporthalle bereits finanziert? Wenn ja, wie - wenn nein, warum nicht und wann soll dies

geklärt werden?

Zu 5. und 7.: „Der Standort kann nicht für eine typische Sporthalle genutzt werden, da

dies mit dem aktuellen Baurecht nicht in Einklang zu bringen ist.“

Geplant ist eine Gymnastikhalle als Individualbau (kleiner als eine Sporthalle).

Finanzierungsoptionen werden derzeit geprüft. Ein zeitlicher Ablauf der Umsetzung kann

daher nicht konkretisiert werden.
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6. Steht diese Fläche vorab den Schülern für die Pausenzeiten zur Verfügung?

Zu 6.: „Die Fläche kann der Schule nicht als temporäre Freifläche zur Verfügung gestellt

werden, da diese zum einen nicht für eine gefahrenfreie Nutzung hergerichtet ist und zum

anderen der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen als

Baustellenlogistikfläche (mit dem Ziel der Entlastung des Hauptgrundstücks) zur

Verfügung gestellt wird.“

Berlin, den 10. April 2024

In Vertretung

Dr. Torsten Kühne

Senatsverwaltung für Bildung,

Jugend und Familie


